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Standesbegehren SVP-Fraktion / Die Mitte-EVP-Fraktion / FDP-Fraktion: 

«Missbrauchsbekämpfung durch die Aufhebung des Status S für Asylsuchende aus der 

Ukraine 

 

 

Wie aktuelle Medienberichte zeigen, machen Roma mittlerweile 50 Prozent aller Personen mit 

Schutzstatus S aus, welche seit November 2023 dem Kanton St.Gallen zugewiesen wurden. 

Viele sprechen weder Ukrainisch noch Russisch und haben nicht dauerhaft in der Ukraine ge-

lebt. Es soll zudem mehrere Fälle geben, bei denen Roma-Familien mehrfach ein- und ausge-

reist sind, teilweise auch mit Rückkehrhilfe. Kombiniert mit auffälligen Merkmalen bei den Iden-

titätsdokumenten erhärtet sich der Verdacht, dass der grosszügige Schutzstatus S durch eine 

steigende Zahl an Roma ausgenutzt wird. 

 

Selbst die Regierung gesteht in ihrer Antwort auf die Einfache Anfrage 61.24.06 ‹Wird das Asyl-

wesen systematisch missbraucht: Schutzstatus S – quo vadis?› ein, dass sich die Anzahl von 

grösseren Familien häufe und aufgrund der sprachlichen Gegebenheiten in vielen Fällen die 

Zugehörigkeit zur Ethnie der Roma zu vermuten sei. Dennoch scheint die Bekämpfung der of-

fensichtlichen Missbrauchsfälle beim zuständigen Staatssekretariat für Migration (SEM) eine 

tiefe Priorität einzunehmen. Noch Ende 2023 stritt die damalige Vorsteherin des Eidgenössi-

schen Justiz- und Polizeidepartementes (EJPD) systematische Fälschungen der Identitäts- 

papiere ab.  

 

Der Schutzstatus S ist anfällig für Missbräuche, wie die Kontroverse um die angeblich aus der 

Ukraine stammenden Roma zeigt. Zudem kann der Status S für Staatsangehörige aus der  

Ukraine zunehmend zu einer Verletzung der Rechtsgleichheit gegenüber Gesuchstellern aus 

anderen Ländern führen. Der Automatismus gemäss dem heutigen Schutzstatus S sollte er-

setzt werden durch eine Antragspflicht, die jedoch für Situationen – wie sie in der Ukraine ak- 

tuell herrscht – auf der Basis der bestehenden Asylgesetzgebung vereinfacht ausgestaltet wer-

den könnte. 

 

Die erstunterzeichnenden Fraktionen sind der Auffassung, dass der Bund sofort handeln muss, 

um den Missbrauch des Schutzstatus S zu stoppen. 

 

Das Präsidium wird eingeladen, bei der Bundesversammlung eine Standesinitiative mit folgen-

dem Inhalt einzureichen: 

 

Der Kantonsrat lädt die Bundesversammlung ein, den Schutzstatus S für Asylsuchende aus  

der Ukraine rasch aufzuheben und durch ein beschleunigtes Verfahren der bestehenden Asyl-

gesetzgebung zu ersetzen.» 
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